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Allgemeinverfügung 

der Stadt Frankenthal (Pfalz) zu weiteren kontaktreduzierenden Maßnahmen 

aufgrund des Aufkommens von SARS-CoV-2 -Infektionen in Rheinland-Pfalz 

vom 29.01.2021 

 

 

Die Stadt Frankenthal (Pfalz) erlässt gemäß § 28 i. V. m. § 28 a 

Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), in der derzeit 

geltenden Fassung, in Verbindung mit der Fünfzehnten Corona-

Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz (15. CoBeLVO) vom 08.01.2021, in der 

derzeit geltenden Fassung, in Verbindung mit der Landesverordnung über 

Aufnahmen, Besuchs- und Ausgangsrechte sowie Testungen in 

Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen der Eingliederungshilfe nach den §§ 4 und 

5 des Landesgesetzes über Wohnformen und Teilhabe zur Verhinderung der 

weiteren Ausbreitung des Coronavirus vom 27. November 2020, in der derzeit 

geltenden Fassung, in Verbindung mit § 2 der Landesverordnung zur 

Durchführung des Infektionsschutzgesetzes (IfSGDV) vom 10. März 2010 (GVBl. 

2010, 55), in der derzeit geltenden Fassung, in Abstimmung mit den zuständigen 

Landesbehörden folgende 

 

Allgemeinverfügung 

 

I. 

 

1. Die nachfolgenden Vorschriften ergänzen oder ändern die Regelungen der  

15. Corona-Bekämpfungsverordnung. Die Ergänzungen bzw. Regelungen 

gelten auch für die hierzu veröffentlichten Hygienekonzepte (§ 1 Abs. 9 der 15. 

CoBeLVO). 

 

2. Die übrigen Regelungen der 15. CoBeLVO sowie weitergehende Regelungen 

in Hygienekonzepten (§ 1 Abs. 9) bleiben unberührt. 

 

3. Gemäß § 1 Abs. 3 Sätze 2 und 3 der 15. CoBeLVO gilt in der gesamten 

Fußgängerzone sowie in der Bahnhofstraße, Speyerer Straße bis zum Speyerer 

Tor, Wormser Straße bis zum Wormser Tor die Pflicht eine Mund-Nasen-

Bedeckung zu tragen. § 1 Abs. 4 findet Anwendung. Der räumliche 

Geltungsbereich ergibt sich aus dem beigefügten Lageplan. 

 

4. Gesichtsvisiere gelten nicht als geeignete Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne 

der 15. CoBeLVO. 

 

5. Abweichend von § 1 Abs. 1 Satz 5 der 15. CoBeLVO ist täglich im Zeitraum 

zwischen 21:00 Uhr und 5:00 Uhr des Folgetages das Verlassen einer im 

Stadtgebiet Frankenthal (Pfalz) gelegenen Wohnung grundsätzlich untersagt. 

Während des in Satz 1 genannten Zeitraums ist der Aufenthalt im Stadtgebiet 

Frankenthal (Pfalz) grundsätzlich auch Personen, die nicht in Frankenthal 

(Pfalz) sesshaft sind, untersagt.    
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6. Ausnahmen von den in Nummer 5 statuierten Verboten gelten nur bei 

Vorliegen eines triftigen Grundes. Triftige Gründe sind insbesondere: 

 

a) die Ausübung beruflicher Tätigkeiten, 

 

b) Handlungen, die zur Abwendung einer unmittelbaren Gefahr für Leib, 

Leben und Eigentum erforderlich sind,  

 

c) die Inanspruchnahme akut notwendiger medizinischer und 

veterinärmedizinischer Versorgungsleistungen, 

 

d) der Besuch bei Ehepartnern und Lebenspartnern (im Sinne des 

Lebenspartnerschaftsgesetzes – LPartG), nichtehelichen Lebenspartnern, 

von Verwandten in gerader Linie im Sinne des § 1589 Absatz 1 Satz 1 BGB, 

Alten, Kranken oder Menschen mit Einschränkungen (außerhalb von 

Einrichtungen), die Wahrnehmung des Sorge- und Umgangsrechts im 

jeweiligen privaten Bereich, 

 

e) die Begleitung von unterstützungsbedürftigen Personen und 

Minderjährigen, 

 

f) die Begleitung Sterbender und von Personen in akut lebensbedrohlichen 

Zuständen, 

 

g) Handlungen zur Versorgung von Tieren einschließlich Gassigehen (lediglich 

eine Person), 

 

7. Abweichend und ergänzend zu den derzeitigen Regelungen in der 15. 

CoBeLVO die Gastronomie betreffend, werden die Öffnungszeiten der 

Gastronomiebranche für Abhol-, Liefer- und Bringdienste sowie für 

Straßenverkauf und Ab-Hof-Verkauf an jedem Wochentag auf den Zeitraum 

von 05.00 Uhr bis 21.00 Uhr begrenzt. Dies gilt auch für den Betrieb von 

erlaubnisbedürftigem Gaststättengewerbe, welches gemäß § 12 GastG aus 

besonderem Anlass unter erleichterten Voraussetzungen vorübergehend auf 

Widerruf gestattet wurde. 

 

8. Die Öffnungszeiten der Verkaufsstätten und ähnlichen Einrichtungen, die nach 

§ 5 Abs. 3 der 15. CoBeLVO von der Schließung ausgenommen sind, werden 

an jedem Wochentag auf den Zeitraum von 05.00 Uhr bis 21.00 Uhr begrenzt. 

Tankstellen ist im Zeitraum von 21.00 Uhr bis 05:00 Uhr nur die Abgabe von 

Ersatzteilen für Kraftfahrzeuge, soweit dies für die Erhaltung oder 

Wiederherstellung der Fahrbereitschaft notwendig ist, sowie die Abgabe von 

Betriebsstoffen erlaubt. Die notdiensthabende Apotheke ist von der 

Beschränkung der Öffnungszeiten ausgenommen. 

  



59 
 
 

 

9. Die Öffnungszeiten der nach § 5 Abs. 2 der 15. CoBeLVO geschlossenen 

gewerblichen Einrichtungen, die einen Abhol-, Liefer- und Bringdienst 

anbieten, werden an jedem Wochentag auf den Zeitraum von 05.00 Uhr bis 

21.00 Uhr begrenzt. 

 

II. 

 

10. Die nachfolgenden Vorschriften ergänzen oder ändern die Regelungen der 

Landesverordnung über Aufnahmen, Besuchs- und Ausgangsrechte sowie 

Testungen in Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen der Eingliederungshilfe 

nach den §§ 4 und 5 des Landesgesetzes über Wohnformen und Teilhabe zur 

Verhinderung der weiteren Ausbreitung des Coronavirus vom 27. November 

2020. 

 

11. Unberührt bleiben die sonstigen Regelungen in den „Pandemie-

Handlungsempfehlungen für Einrichtungen nach §§ 4 und 5 Satz 1 Nr. 6 LWTG“ 

vom 21. Oktober 2020 in der jeweils geltenden Fassung, im 

einrichtungsbezogenen Hygieneplan ( 

§ 15 Abs. 1 Nr. 6 LWTG) sowie die übrigen Regelungen der 15. CoBeLVO und 

der Regelungen in Hygienekonzepten (§ 1 Abs. 9 der 15. CoBeLVO). 

 

12. Abweichend von § 4 der Landesverordnung gemäß Nr. 11 darf jede 

Bewohnerin und jeder Bewohner der entsprechenden Einrichtungen täglich 

eine Besucherin oder einen Besucher nur für die Dauer von einer Stunde 

empfangen. Die Heimleitung lässt Ausnahmen von Satz 1 zu, wenn dies im 

Einzelfall eine besondere Härte für den Heimbewohner bedeuten würde (z. B. 

bei Bewohnern, die im Sterben liegen). 

 

13. Abweichend von § 5 Abs. 4 der Landesverordnung gemäß Nr. 11 sind 

Besucherinnen und Besucher verpflichtet, eine zertifizierte FFP2-Maske zu 

tragen (CE-Kennzeichen mit 4-stelliger Prüfstellennummer) oder eine 

entsprechende Maske, die der gleichen DIN entspricht, zu tragen. 

 

III. 

 

14. Auf die Bußgeldvorschrift des § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG sowie die Strafvorschrift 

des § 74 IfSG wird hingewiesen; ebenso auf den § 24 der 15. CoBeLVO. 

 

15. Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt 

gegeben (§ 1 Absatz 1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz – LVwVfG – in 

Verbindung mit § 41 Absatz 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz – VwVfG) 

und tritt am 01.02.2021 um 0:00 Uhr in Kraft. 

 

16. Die Allgemeinverfügung gilt bis zum Ablauf des 14.02.2021. 
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Begründung 

 

Allgemeine Betrachtung  

 

Der letzte Lagebericht des Robert-Koch-Institut vom 27. Januar 2021 schätzt die 

Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland immer noch als 

insgesamt sehr hoch ein. Nach wie vor sei eine hohe Anzahl an Übertragungen in 

der Bevölkerung in Deutschland zu beobachten. 

 

Die hohen bundesweiten Fallzahlen würden durch zumeist diffuse Geschehen mit 

zahlreichen Häufungen insbesondere in Haushalten, im beruflichen Umfeld und 

Alten- und Pflegeheimen verursacht. Zusätzlich finde in zahlreichen Kreisen eine 

diffuse Ausbreitung von SARSCoV-2-Infektionen in der Bevölkerung statt, ohne 

dass Infektionsketten eindeutig nachvollziehbar seien. Das genaue 

Infektionsumfeld lasse sich häufig nicht ermitteln. 

 

Der Hauptübertragungsweg für SARS-CoV-2 ist die respiratorische Aufnahme 

virushaltiger Partikel, die beim Atmen, Husten, Sprechen, Singen und Niesen 

entstehen. Je nach Partikelgröße bzw. den physikalischen Eigenschaften 

unterscheidet man zwischen den größeren Tröpfchen und kleineren Aerosolen, 

wobei der Übergang zwischen beiden Formen fließend ist. Während insbesondere 

größere respiratorische Partikel schnell zu Boden sinken, können Aerosole auch 

über längere Zeit in der Luft schweben und sich in geschlossenen Räumen 

verteilen. Ob und wie schnell die Tröpfchen und Aerosole absinken oder in der 

Luft schweben bleiben, ist neben der Größe der Partikel von einer Vielzahl weiterer 

Faktoren, u. a. der Temperatur und der Luftfeuchtigkeit, abhängig. 

 

Beim Atmen und Sprechen, aber noch stärker beim Schreien und Singen, werden 

Aerosole ausgeschieden; beim Husten und Niesen entstehen zusätzlich deutlich 

vermehrt größere Partikel. Grundsätzlich ist die Wahrscheinlichkeit einer Exposition 

gegenüber infektiösen Partikeln jeglicher Größe im Umkreis von 1-2 m um eine 

infizierte Person herum erhöht. Eine Maske (Mund-Nasen-Schutz oder Mund-

Nasen-Bedeckung) kann das Risiko einer Übertragung durch Partikel jeglicher 

Größe im unmittelbaren Umfeld um eine infizierte Person reduzieren. 

 

Am 19.12.2020 wurde im Vereinigten Königreich über eine neue Virusvariante 

(B.1.1.7) mit einer möglicherweise höheren Übertragbarkeit berichtet. Viren dieser 

neuen Linie sind weltweit in zahlreichen Ländern identifiziert worden. Es ist zu 

erwarten, dass in weiteren Ländern Infektionen mit der neuen Variante detektiert 

werden. Auch in Deutschland wurden dem Robert-Koch-Institut bereits Fälle 

dieser Variante übermittelt. Die WHO berichtet außerdem von einer weiteren, 

neuen Virusvariante in Südafrika, die ebenfalls möglicherweise mit einer höheren 

Übertragbarkeit einhergeht. 

 

Mittlerweile sind die Virusmutationen im Nachbarland von Rheinland-Pfalz, in 

Baden-Württemberg, angekommen. Rheinland-Pfalz hat aus diesem Grund den 

Beginn des Wechselunterrichtes in Grundschulen verschoben. 
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Das Land Rheinland-Pfalz hat durch den Erlass der 15. Corona-

Bekämpfungsverordnung (CoBeLVO) sowie durch die 1. Änderung der 

Verordnung auf das weiterhin vorhandene Infektionsgeschehen und die neue 

Bedrohung reagiert. Die CoBeLVO kann durch eine Allgemeinverfügung ergänzt 

und/oder geändert werden. 

 

Davon macht die Stadt Frankenthal (Pfalz) als Kreisordnungsbehörde Gebrauch. 

 

Die Infektionszahlen befinden sich weiterhin auf hohem Niveau. Der 7-Tages-

Inzidenzwert in Frankenthal (Pfalz) liegt mit Stand vom 28. Januar 2021 bei 121,0; 

also weit über dem Zielwert von 50 des Corona Warn- und Alarmplan des Landes 

Rheinland-Pfalz. Frankenthal (Pfalz) befindet sich somit in der sogenannten 

Alarmstufe und ist gemäß Plan als Risikogebiet anzusehen. Der derzeitige 

Inzidenzwert in Frankenthal (Pfalz) liegt außerdem weit über dem 

Landesdurchschnitt von 86,1 (Stand: 28. Januar 2021). 

 

Für das Stadtgebiet konnten bisher 1.304 Infektionen festgestellt werden, im Land 

Rheinland-Pfalz insgesamt 91.683 (Stand: 28. Januar 2021). Täglich sind in Franken-

thal (Pfalz) weiterhin Neuinfektionen im hohen einstelligen bzw. zweistelligen 

Bereich zu verzeichnen. 

 

Dem für Frankenthal (Pfalz) zuständigen Gesundheitsamt liegen derzeit keine 

Erkenntnisse vor, welche den Anstieg des Inzidenzwertes seit dem 18. Januar 2021 

von 96,4 auf nun 121,0 erklären würden. Die Verteilung der Neuinfektionen über 

das Stadtgebiet und in allen Altersklassen würden davon zeugen, dass 

Frankenthal (Pfalz) zurzeit eine Infektionsdynamik hätte, welche in den 

vergangenen Monaten auch in anderen Gemeinden in Rheinland-Pfalz zu 

beobachten gewesen sei, ohne, dass die Entwicklung erklärbar gewesen wäre 

oder Lockerungen dafür verantwortlich seien. Es sei deshalb unabdingbar, die 

bisherigen Regelungen zur Kontaktbeschränkung, u. a. auch in Form einer 

Ausgangsbeschränkung, aufrechtzuerhalten. 

 

Besonders die Tatsache, dass zurzeit kein Impfstoff in ausreichender Menge zur 

Verfügung steht, um darüber den Schutz der Bevölkerung zu erhöhen, spricht für 

die Verlängerung der Maßnahmen. Zumal die Lieferengpässe bis mindestens 

Mitte Februar 2021 andauern sollen. 

 

Die Belastung im Gesundheitswesen ist nach wie vor hoch. Die Stadtklinik der 

Stadt Frankenthal arbeitet an ihrer Belastungsgrenze. Die Stadtklinik hat mit Stand 

28. Januar 2021 insgesamt 24 stationär behandelte COVID-19-Fälle, davon 

werden elf auf der Intensivstation behandelt. Die sogenannten elektiven Eingriffe 

sind zunächst bis 1. Februar 2021 ausgesetzt. In allen Krankenhäusern der 

Umgebung ergibt sich ein ähnliches Bild, so dass es jetzt schon zu Engpässen in 

der medizinischen Versorgung der Bevölkerung in der Region kommt. Eine weiter 

andauernde Überforderung der Stadtklinik und des Gesundheitswesens muss 

unbedingt vermieden werden. 
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Die Kreisordnungsbehörden haben als zuständige Behörde im Sinne des 

Infektionsschutzgesetzes dafür Sorge zu tragen, dass notwendige 

Schutzmaßnahmen zur Bekämpfung von SARS-CoV-2 getroffen werden. 

 

Die Kreisordnungsbehörde hat Informationen zur aktuellen Infektionslage 

zusammengetragen und bewertet. Laut Robert-Koch-Institut liegt der R-Wert 

aktuell unter 1. Aufgrund der nach wie vor sehr hohen Zahl an infizierten Personen 

in Deutschland bedeutet dies weiterhin eine hohe Zahl von täglichen 

Neuinfektionen, dies es zu verhindern gilt. Das Robert-Koch-Institut hält deshalb 

weiterhin eine konsequentere Umsetzung der Fallfindung und der 

Kontaktpersonennachverfolgung für notwendig. Nur wenn die Zahl der neu 

Infizierten deutlich sinkt, können auch Risikogruppen zuverlässig geschützt 

werden. 

 

Die Wissenschaft geht davon aus, dass bei einer Inzidenz von unter 50, die 

Gesundheitsämter in die Lage versetzt werden, die Fallfindung und die 

Kontaktpersonennachverfolgung wieder adäquat umsetzen zu können. 

 

Auch das Land hat in seiner Begründung dargelegt, dass bei Vorliegen eines 

hohen 7-Tages-Inzidenzwerts, die betroffenen Kreise und kreisfreien Städte gemäß 

§ 23 Abs. 3 der Fünfzehnten Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz im 

Einvernehmen mit dem für die gesundheitlichen Angelegenheiten zuständigen 

Ministerium über die Verordnung hinausgehende zusätzliche Schutzmaßnahmen 

abstimmen. „Für diese Fälle sollen die umfassenden allgemeinen Maßnahmen 

nochmals erweitert werden, um kurzfristig und lokal eine deutliche Absenkung des 

Infektionsgeschehens zu erreichen. Ziel ist das Erreichen eines Inzidenzwertes von 

höchstens 50 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen 

bis Mitte Februar 2021.“ 

 

Frankenthal (Pfalz) ist mit der derzeitigen Inzidenz von 121,0 noch weit von dem 

Zielwert entfernt. Die Maßnahmen aus der Allgemeinverfügung müssen 

aufrechterhalten werden, um den Zielwert zu erreichen. 

 

zu Ziffer 3 und 4  

 

Konzeptioneller Ausgangspunkt der Allgemeinverfügung ist z. B. nicht allein die 

Ansteckungswahrscheinlichkeit für Teilnehmerinnen und Teilnehmer bestimmter 

Veranstaltungen bzw. Nutzerinnen und Nutzer bestimmter Einrichtungen zu 

reduzieren, sondern durch zusätzliche Maßnahmen die Verbreitung von 

Tröpfchen oder Aerosole in der Luft zu vermindern, da die Verbreitung des 

Coronavirus SARS-CoV-2 mutmaßlich darüber erfolgt. 

 

Die CoBeLVO gibt in geschlossenen Räumen, die öffentlich oder im Rahmen eines 

Besuchs- oder Kundenverkehrs zugänglich sind, das Tragen einer Mund-Nasen-

Bedeckung vor. Darüber hinaus gilt dies auch an allen Orten mit 

Publikumsverkehr, so auch an Örtlichkeiten in der Öffentlichkeit unter freiem 

Himmel, an denen sich Menschen entweder auf engem Raum oder nicht nur 
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vorübergehend begegnen. Die Bestimmung der Orte sowie die Bestimmung eines 

zeitlichen Umfangs der Verpflichtung, eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen, 

obliegt der Kreisordnungsbehörde. 

 

Die Kreisordnungsbehörde sieht eine allgemeine Maskenpflicht im Bereich der 

Fußgängerzone und der Straßen zum Speyerer und Wormser Tor sowie in der 

Bahnhofsstraße als geboten an. 

 

Die Maskenpflicht ist ein geeignetes, erforderliches und angemessenes Mittel, um 

Infektionen zu verhindern. Darüber hinaus stellt sie einen relativ geringfügigen 

Eingriff in die Rechte einer Person dar. In diesem Zusammenhang wird auf den 

Beschluss des Verwaltungsgericht Neustadt an der Weinstraße vom 5. November 

2020 - 5 L 958/20.NW - verwiesen, der die Anordnung einer allgemeinen 

Maskenpflicht inhaltlich bestätigt und detailliert begründet. 

 

zu Ziffer 5 und 6  

 

Mit der nächtlichen Ausgangsbeschränkung in der Zeit von 21:00 bis 5:00 Uhr am 

Folgetag wird eine Einschränkung der Mobilität festgelegt und zugleich die nicht 

essentiell notwendigen Kontakte der Bevölkerung am späten Abend und in der 

Nacht verhindert. Die spiegelbildliche Regelung für Personen, die von außerhalb 

Frankenthals ins Stadtgebiet kommen, verfolgt denselben Zweck. Außerdem 

gewährleistet sie eine bessere Kontrollierbarkeit. 

 

Die Ausgangsbeschränkung wirkt bezüglich der privaten Treffen und Feiern im 

Familien- und Freundeskreis limitierend und kann zugleich private Feiern unter 

Verstoß gegen die Personenbeschränkung der aktuell gültigen Corona-

Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz verhindern. 

 

Die Einhaltung der nächtlichen Ausgangsbeschränkung lässt sich im Gegensatz 

zu einer auch tagsüber geltenden Ausgangsbeschränkung, bei der deutlich mehr 

Ausnahmen zugelassen werden müssten, auch kontrollieren. Damit ist die 

nächtliche Ausgangsbeschränkung ein geeignetes Mittel, um den Zweck der 

Allgemeinverfügung, die Aus- und Weiterverbreitung von COVID-19 zu 

verlangsamen und die Gesundheit der Bevölkerung zu schützen, zu erreichen. 

 

Ausgangsbeschränkungen sind im Regelbeispiel des § 28a Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 

IfSG enthalten. Die Anordnung einer Ausgangsbeschränkung nach § 28a Absatz 

1 Nr. 3 IfSG nach der das Verlassen des privaten Wohnbereichs nur zu bestimmten 

Zeiten oder zu bestimmten Zwecken zulässig ist, ist gemäß § 28a Absatz 2 Satz 1 

Nr. 2 IfSG nur zulässig, soweit auch bei Berücksichtigung aller bisher getroffenen 

anderen Schutzmaßnahmen eine wirksame Eindämmung der Verbreitung der 

Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) erheblich gefährdet wäre. 
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Wie die Entwicklung der Infektionszahlen in Frankenthal (Pfalz) zeigt, reichen die 

Maßnahmen aus der 15. Corona-Bekämpfungsverordnung weiterhin nicht aus, 

um die Virusausbreitung wirksam einzudämmen. Die nächtliche 

Ausgangsbeschränkung ist somit erforderlich. 

 

Schließlich ist der damit einhergehende Grundrechtseingriff in Ansehung des 

Infektionsschutzes und der jeweiligen Interessen auch verhältnismäßig. Weniger 

belastende Maßnahmen, die ebenso wirksam sind, sind nicht ersichtlich. Zudem 

ist die Ausgangsbeschränkung auf die Zeit zwischen 21:00 und 5:00 Uhr des 

Folgetags begrenzt. Daher unterliegen die Betroffenen tagsüber keinen 

Einschränkungen ihrer Bewegungsfreiheit. Gleichzeitig ist eine Vielzahl von – nicht 

abschließenden – Ausnahmen der nächtlichen Ausgangsbeschränkungen fixiert. 

 

zu Ziffer 7 

 

Ein maßgeblicher Faktor, der zur Nichteinhaltung der erforderlichen Hygiene- und 

Abstandsregeln beiträgt, besteht nachweislich in der enthemmenden Wirkung 

von Alkohol, der z. B. in der Gastronomie konsumiert wird oder nach dem Kauf in 

Tankstellen, Kiosken, Einzelhandelsgeschäften und Supermärkten konsumiert wird. 

Ein erhöhter Alkoholkonsum führt einer weniger strikten Einhaltung der 

erforderlichen Abstands- und Hygienemaßnahmen und stellt somit ein 

erhebliches Infektionsrisiko dar. 

 

Zwar sind gastronomische Einrichtungen, insbesondere Restaurants, 

Speisegaststätten, Bars, Kneipen, Cafés, Shisha-Bars und ähnliche Einrichtungen, 

Eisdielen, Eiscafés und ähnliche Einrichtungen, Vinotheken, Probierstuben und 

ähnliche Einrichtungen, Angebote von Tagesausflugsschiffen einschließlich des 

gastronomischen Angebots und ähnliche Einrichtungen geschlossen, doch sind 

Abhol-, Liefer- und Bringdienste sowie der Straßenverkauf und Ab-Hof-Verkauf 

erlaubt. Tankstellen, Kioske, Einzelhandelsgeschäfte und Supermärkte sind 

weiterhin geöffnet. 

 

Aus Beobachtungen der Allgemeinen Ordnungsbehörde steht fest, dass mit 

erhöhtem Alkoholisierungsgrad nicht mehr durchgängig und flächendeckend 

sichergestellt werden kann, dass die Regeln der 15. Corona-

Bekämpfungsverordnung eingehalten werden können. 

 

Die Abgabe von Alkohol aus den oben genannten Einrichtungen ab den späten 

Abendstunden, wenn regelmäßig ein erhöhter Alkoholkonsum zu einer weniger 

strikten Einhaltung der erforderlichen Abstands- und Hygienemaßnahmen führt, 

stellt somit ein nicht zu unterschätzendes Infektionsrisiko dar. 

 

Die Maßnahme die Alkoholabgabe zeitlich zu begrenzen, ist erforderlich. Unter 

Berücksichtigung der oben angestellten Erwägungen ist eine mildere, gleich 

wirksame Maßnahme nicht ersichtlich. Insbesondere lässt sich die enthemmende 

Wirkung des Alkohols zu dem gewählten Zeitpunkt nicht anderweitig, etwa durch 

vermehrte Ermahnungen abstellen. 
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Entsprechend war die Schließung der gastronomischen Einrichtungen für Abhol-, 

Liefer- und Bringdienste sowie für Straßenverkauf und Ab-Hof-Verkauf auf die Zeit 

zwischen 21:00 Uhr und 5:00 Uhr festzulegen. Es wäre nämlich praktisch nicht 

handhabbar, Gaststätten, Bars und Kneipen die Abgabe von Alkohol ab 21:00 

Uhr zu untersagen, deren Öffnung für Abhol-, Liefer- und Bringdienste sowie für 

Straßenverkauf und Ab-Hof-Verkauf aber nicht. 

 

Auch würde eine isoliert angeordnete erweiterte Pflicht zur Bedeckung von Mund 

und Nase in Situationen sozialer Interaktion nicht denselben Grad an 

Infektionsschutz liefern können, wie die Untersagung des Außerhausverkaufs ab 

21:00 Uhr. 

 

Auch eine Eingrenzung der angeordneten Maßnahme auf bestimmte Arten von 

Gaststätten (z.B. Bars, Kneipen) ist vorliegend nicht geeigneter, da zahlreiche 

Betriebe Mischformen von Speisegaststätte und Bar anbieten und im Einzelfall 

eine notwendige Einordnung, um welche exakte Betriebsform es sich handelt, 

nicht möglich sein wird. 

 

zu Ziffer 8 und 9 

 

Mit der Schließungsvorgabe durch die 15. Corona-Bekämpfungsverordnung war 

es notwendig die Öffnungszeiten bei geschlossenen und geöffneten 

gewerblichen Einrichtungen getrennt zu fixieren. Aufgrund der nächtlichen 

Ausgangsbeschränkung ist die Festlegung der Öffnungszeiten entsprechend 

anzupassen. Ein Abholen von Waren stellt keinen triftigen Grund nach der 

Allgemeinverfügung dar. 

 

Die Maßnahme ist erforderlich, da keine mildere Maßnahme ersichtlich ist, die die-

selbe Wirksamkeit besäße. 

 

zu Ziffer 10 bis 13  

 

Die in den Ziffern 10 bis 13 getroffenen Regelung dienen dem weitergehenden 

Schutz der besonders vulnerablen Bewohnerinnen und Bewohnerinnen dieser 

Einrichtungen. 

 

Beim derzeitigen Infektionsgeschehen kann nicht ausgeschlossen werden, dass 

die erhöhten Fallzahlen in den Einrichtungen auch durch externe Besucherinnen 

und Besucher verursacht wurden. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass 

vermehrt ältere, vorerkrankte Personen einer intensivmedizinischen Behandlung 

bedürfen. 

 

Die Besuchsbeschränkung ist auch erforderlich, um das Infektionsgeschehen zu 

verlangsamen, eine ordnungsgemäße Nachverfolgbarkeit der Infektionsketten zu 

ermöglichen und das Gesundheitssystem vor drohender Überlastung zu schützen. 

 



66 
 
 

Die zeitliche Begrenzung auf eine Stunde ermöglicht den Einrichtungen ein 

geeignetes Besuchermanagement aufzubauen, um auf der einen Seite die 

Besuche zu ermöglichen und gleichzeitig auf der anderen Seite die Anzahl und 

den Umfang der fremden Personen in der Einrichtung im Sinne des 

Infektionsschutzes zu steuern. 

 

Es sind in der LVO zwar FFP2 -Masken vorgeschrieben, aber keine zertifizierte. Das 

Schutzniveau soll durch die Vorgabe erhöht werden. 

 

Mildere, gleich geeignete Mittel sind nicht ersichtlich. Der Besuch in den 

betroffenen Einrichtungen wird nicht verboten, sondern nur beschränkt. 

 

zu Ziffer 16 

 

Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit ist die Allgemeinverfügung befristet. 

 

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes nach § 28 Absatz 3 IfSG in Verbindung 

mit § 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Rechtsbehelfe haben somit keine 

aufschiebende Wirkung. 

 

Bekanntmachungshinweise 

 

Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt 

gegeben (§ 1 Abs. 1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz (GVBl. 1976, 308) in 

Verbindung mit § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG). Sie ist befristet, kann bei 

entsprechender erneuter Risikoeinschätzung ganz oder teilweise verlängert bzw. 

modifiziert werden. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer 

Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der 

Stadtverwaltung Frankenthal (Pfalz) schriftlich oder zur Niederschrift beim Bereich 

Ordnung und Umwelt, Abteilung Öffentliche Ordnung, Neumayerring 72, Zimmer-

Nr. 2.22, 67227 Franken-thal (Pfalz) oder bei der Geschäftsstelle des 

Stadtrechtsausschusses, Karolinenstraße 3, 67227 Frankenthal (Pfalz), einzulegen. 

 

Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt werden. In diesem Fall 

ist das elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 

nach dem Vertrauensdienstegesetz in Verbindung mit der Verordnung (EU) Nr. 

910/2014 (eIDAS) zu versehen und an die E-Mail-Adresse: STV-

Frankenthal@poststelle.rlp.de zu senden. Bei der Verwendung der elektronischen 

Form sind besondere technische Rahmenbedingungen zu beachten, die im 

Internet unter „www.frankenthal.de“ aufgeführt sind. 

 

Bei schriftlicher Einlegung des Widerspruchs ist die Widerspruchsfrist nur gewahrt, 

wenn der Widerspruch noch vor Ablauf dieser Frist bei der Behörde eingegangen 
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ist. Ist über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist 

nicht entschieden worden, so kann Klage bei dem Verwaltungsgericht Neustadt 

an der Weinstraße schriftlich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift des 

Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. 

 

Ein Widerspruch gegen diese Allgemeinverfügung hat gemäß § 16 Abs. 8 IfSG 

keine aufschiebende Wirkung. Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht in 67433 

Neustadt an der Weinstraße, Robert-Stolz-Straße 20, gemäß § 80 Abs. 5 

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 21.01.1960 (BGBl. I S. 17) die 

aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise anordnen. Dieser Antrag ist schon vor 

Erlass einer Entscheidung des Stadtrechtsausschusses zulässig. Er wäre gegen die 

Stadt Frankenthal (Pfalz), vertreten durch den Oberbürgermeister, zu richten. Er 

muss den Antragsteller und den Antragsgegner sowie den Streitgegenstand 

bezeichnen. Die zu einer Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 

sollten angegeben werden. Die Verfügung, gegen die sich der Antrag richtet, 

sollte in Urschrift oder Abschrift beigefügt werden. 

 

 

STADTVERWALTUNG FRANKENTHAL (PFALZ), den 29.01.2021 

 

 

Martin Hebich 

Oberbürgermeister 

 

 

 

Anlage 
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B E K A N N T M A C H U N G 

 

 

Am Mittwoch, den 03.02.2021, 17:00 Uhr, findet im Konferenzzentrum 1, 2 und 3 

des CongressForums Frankenthal, Stephan-Cosacchi-Platz 5, 67227 Frankenthal 

(Pfalz), eine Sitzung des Stadtrates statt. Den Inhalt der Bekanntmachung finden 

Sie auch unter "www.frankenthal.de". 

 

Frankenthal (Pfalz), 29.01.2021 

STADTVERWALTUNG FRANKENTHAL (PFALZ) 

 

Martin Hebich 

Oberbürgermeister 

 

 

T a g e s o r d n u n g 

 

I.  Öffentliche Sitzung 

    Einwohnerfragestunde 

  

   1. Nachwahl in Gremien 

  

   2. Impfzentrum Frankenthal (Pfalz) 

hier: Ehrenamtliche Impflotsen 

  

   3. Gründung eines Eigenbetriebes Medizinisches Versorgungszentrum an der 

Stadtklinik Frankenthal 

  

   4. Wahl eines Betriebsausschusses beim Eigenbetrieb Medizinisches 

Versorgungszentrum an der Stadtklinik Frankenthal 

  

   5. Widmung von Straßen und Wegen 

  

   6. Anpassung der Verbandssatzung des Zweckverband Verkehrsverbund 

Rhein-Neckar (ZRN) an § 37a GemO 

  

   7. Städtepartnerschaften der Stadt Frankenthal (Pfalz) 

  

   8. Steuerliche Maßnahmen zur Berücksichtigung der Auswirkungen des 

Coronavirus 
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   9. Quartiersentwicklung Pilgerpfad; Vorstellung der Ergebnisse des 

Bürgerbeteiligungsprozesses 

hier: mündlicher Bericht 

  

   10. Gesundheitsamt Frankenthal 

hier: Antrag der CDU-Stadtratsfraktion 

  

   11. ÖPNV-Anbindung Ostparksiedlung 

hier: Antrag der CDU Stadtratsfraktion 

  

   12. Verschiebung des Schulträgerausschusses im Februar 2021 

hier: Antrag der CDU-Stadtratsfraktion 

  

   13. Stand der Städtepartnerschaften in Corona-Zeiten 

hier: Antrag der SPD-Stadtratsfraktion 

  

   14. Verwaltung 4.0: Überprüfung der Raumbedarfe der Verwaltung angesichts 

der Erfahrungen mit Arbeiten im Homeoffice in der Covid-19-Pandemie 

hier: Antrag der SPD-Stadtratsfraktion 

  

   15. Bebauungsplanverfahren - Ziegelhofweg 

hier: Antrag der FDP-Stadtratsfraktion 

  

   16. Fragenkatalog zum Nachtragswirtschaftsplan 2020 vom 13.10.2020 

hier: Eilantrag der SPD-Stadtratsfraktion 

  

   17. Steuerstundungen 

hier: Anfrage der CDU-Stadtratsfraktion 

III.  Nichtöffentliche Sitzung 

    Vertrags-, Vergabe- und Personalangelegenheiten 

III.  Öffentliche Sitzung 

    Bekanntgabe der Entscheidungen aus der nichtöffentlichen Sitzung 
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B E K A N N T M A C H U N G 

 

Am Montag, den 08.02.2021, 17:00 Uhr findet im Konferenzzentrum 1 und 2 des 

CongressForums Frankenthal, Stephan-Cosacchi-Platz 5, 67227 Frankenthal 

(Pfalz), eine Sitzung des Betriebsausschusses statt. 

 

Frankenthal (Pfalz), 27.01.2021 

STADTVERWALTUNG FRANKENTHAL (PFALZ) 

In Vertretung 

 

Bernd Knöppel 

Bürgermeister 

 

T a g e s o r d n u n g 

 

I.  Öffentliche Sitzung 

   1. Baubeschluss  

hier: Gestaltung einer Urnengemeinschaftsanlage auf dem Hauptfriedhof –  

Umsetzung der Perspektivplanung 

  

   2. Zustimmung zur Fällung einer Platane im Ostring 

  

   3. Bericht zur Abfallbilanz und Mengenströmen 2019 

  

   4. Bestattungsstatistik 2020 

  

   5. Aktuelle Informationen zu den Frankenthaler Friedhöfen 

  

   6. Baumfällungen auf den Frankenthaler Friedhöfen 

  

   7. Sicherungsmaßnahmen des Eigen- und Wirtschaftsbetriebes Frankenthal 

(Pfalz) 

  

   8. Sachstandsbericht zu der Baumaßnahme "Am Langgraben" 

  

   9. Sachstandsbericht zu der Baumaßnahme im Schwalbenweg 

  

II.  Nichtöffentliche Sitzung 

    Personalangelegenheit 
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III.  Öffentliche Sitzung 

    Bekanntgabe der Entscheidung aus der nichtöffentlichen Sitzung 

 

 

 
 

 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

 

 

Der Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz) hat in seiner Sitzung am 04.11.2020 den 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan  

 

„Sondergebiet Lebensmittelmarkt Wormser Straße, Änderung 1", 

 

bestehend aus der Planzeichnung mit textlichen Festsetzungen in der Fassung von 

Juli 2020 gemäß § 10 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 24 der rheinland-pfälzischen 

Gemeindeordnung als Satzung beschlossen. Die bauordnungsrechtlichen 

Festsetzungen (örtliche Bauvorschriften) wurden gemäß § 88 Landesbauordnung 

Rheinland-Pfalz i. V. m. § 24 der Gemeindeordnung ebenfalls als Satzung 

beschlossen. Die zugehörige Begründung in der Fassung von Juli 2020 wurde 

gebilligt. 

 

Gemäß § 10 Abs. 3 i. V. m. § 13a BauGB in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 08. August 2020 (BGBl. I S. 1728) i. V. m. § 88 Abs. 6 

Landesbauordnung Rheinland-Pfalz in der Fassung vom 24. November 1998 

(GVBI. S. 365, BS 213-1), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juni 

2019 (GVBl. S. 112) und § 24 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 31. Januar 1994 (GVBI. S. 153), zuletzt geändert durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 297) wird der Beschluss des 

Bebauungsplanes hiermit bekannt gemacht. 

 

Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft. 

 

Der Bebauungsplan wird mit der Begründung im Verwaltungsgebäude der Stadt 

Frankenthal (Pfalz), Neumayerring 72, Bereich Planen und Bauen, Abt. Stadt- und 

Grünplanung, 3. Obergeschoss, während der Dienststunden zur öffentlichen 

Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
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Hinweise 

 

Unbeachtlich werden nach § 215 BauGB 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der 

dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung 

der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 

Flächennutzungsplans und  

3. beachtliche Mängel des Abwägungsprozesses nach § 214 Abs. 3 Satz 2 

BauGB, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich 

gegenüber der Stadt Frankenthal (Pfalz) unter Darlegung des die Verletzung 

begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt 

entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die 

fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in 

eine bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über das 

Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 

 

Eine Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung  

(GemO) ist nach § 24 Abs. 6 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines 

Jahres nach dieser öffentlichen Bekanntmachung schriftlich unter Bezeichnung 

der Tatsachen, die eine solche Rechtsverletzung begründen können, gegenüber 

der Stadtverwaltung Frankenthal (Pfalz) geltend gemacht wird. 

Dies gilt nicht, wenn die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die 

Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt 

worden sind. 
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STADTVERWALTUNG FRANKENTHAL (PFALZ), den 26.01.2021 

Martin Hebich 

Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung 

Planfeststellungsverfahren zur Netzverstärkungsmaßnahme Bürstadt – Kühmoos, 

Abschnitt Landesgrenze Hessen/Rheinland-Pfalz (bei Worms) – Umspannanlage 

Maximiliansau: Änderung und Betrieb der 220-/380-kV-

Höchstspannungsfreileitungen mit den Bauleitnummern (Bl.)  4542, Bl. 4532, 

Bl. 4557 und Bl. 4567 

Aktenzeichen 21a-7.110-022-2018 

 

Die Amprion GmbH, Robert-Schuman-Straße 7, 44263 Dortmund, hat für oben 

genanntes Vorhaben die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens 

beantragt. 

Zuständige Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde ist die Struktur- und 

Genehmigungsdirektion Nord, Zentralreferat Gewerbeaufsicht, Stresemannstraße 

3-5, 56068 Koblenz. Über die Zulässigkeit des Vorhabens wird in Form eines 

Planfeststellungsbeschlusses entschieden. 

Möglichkeit zur Einsichtnahme in die Planunterlagen: 

Aufgrund der Corona-Pandemie wird die Auslegung der Planunterlagen bei den 

zuständigen Kommunalverwaltungen durch die Veröffentlichung der 

Planunterlagen im Internet ersetzt (§ 1 Nr. 9 und § 3 Abs. 1 des 

Planungssicherstellungsgesetzes [PlanSiG]). Der Zugang zu den Planunterlagen ist 

in der Zeit vom 11.02.2021 bis einschließlich 10.03.2021 unter folgenden 

Internetadressen möglich: 

https://sgdnord.rlp.de/de/planen-bauen-natur-energie/energie/netzausbau/ 

(siehe Link zur Netzverstärkungsmaßnahme unter der Rubrik „Laufende 

Verfahren“) 

oder 

www.uvp-verbund.de/freitextsuche 

(siehe Kategorie „Leitungsanlagen und vergleichbare Anlagen“) 

Neben der Internetveröffentlichung soll in der Zeit vom 11.02.2021 bis 

einschließlich 10.03.2021 eine Auslegung der Planunterlagen bei den unten 

genannten Kommunalverwaltungen erfolgen (§ 3 Abs. 2 Satz 1 PlanSiG). Die 

Einsichtnahme in die Planunterlagen soll dort nach vorheriger telefonischer 

Anmeldung und unter Beachtung der geltenden Corona-Abstands- und 

Hygieneregeln ermöglicht werden. Sollten die zuständigen 

Kommunalverwaltungen nach pflichtgemäßem Ermessen entscheiden, dass eine 

Auslegung des Plans aufgrund der Corona-Infektionslage nicht möglich ist, sind 
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diese verpflichtet, andere leicht zugängliche Wege zur Einsichtnahme in die 

Planunterlagen zur Verfügung zu stellen (§ 3 Abs. 2 Satz 2 PlanSiG). Entsprechende 

Informationen erhalten Sie bei der telefonischen Anmeldung zur Einsichtnahme. 

Gemeindeverwaltung Bobenheim-Roxheim 

Rathausplatz 1 

67240 Bobenheim-Roxheim  

Öffnungszeiten: Di., Mi. und Fr. 8:00 bis 12:00 Uhr, 

Mo. und Do. 8:00 bis 12:00 Uhr und 14:00 bis 16:00 Uhr 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 06239 / 939-1205 ist erforderlich. 

Gemeindeverwaltung Böhl-Iggelheim 

Am Schwarzweiher 7 

67459 Böhl-Iggelheim 

Raum-Nr. 20 

Öffnungszeiten: Mo. 8:00 bis 18:00 Uhr sowie Di. bis Fr. 8:30 bis 12:00 Uhr 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 06324 / 963-123 ist erforderlich. 

Gemeindeverwaltung Haßloch 

Rathausplatz 1 

67454 Haßloch 

Raum-Nr. 208 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 06324 / 935-268 oder 06324 / 935-

227 ist erforderlich. 

Gemeindeverwaltung Mutterstadt 

Oggersheimer Straße 10 

67112 Mutterstadt 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 06234 / 946-441 ist erforderlich. 

Stadtverwaltung Frankenthal 

Rathausplatz 2-7 

67227 Frankenthal 

Informationsbüro im Erdgeschoss 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 06233 / 89-101 ist erforderlich. 

Stadtverwaltung Ludwigshafen 

Jaegerstraße 1 

67059 Ludwigshafen am Rhein 

Raum-Nr. 219 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 0621 / 504-2060 ist erforderlich. 
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Stadtverwaltung Neustadt an der Weinstraße 

Marktplatz 1 

67433 Neustadt an der Weinstraße 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 06321 / 855-1295 ist erforderlich. 

Stadtverwaltung Schifferstadt 

Marktplatz 2 

67105 Schifferstadt 

Raum-Nr. 230 

Öffnungszeiten: Mo. bis Mi. 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr 

Do. 8:30 bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 06235 / 442-30 ist erforderlich. 

Stadtverwaltung Wörth am Rhein 

Mozartstraße 2 

76744 Wörth am Rhein 

Raum-Nr. 618 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 07271 / 131-608 oder 07271 / 131-

617 oder 

07271 / 131-618 ist erforderlich. 

Stadtverwaltung Worms 

Adenauerring 1 

67547 Worms 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 06241 / 853-6001 ist erforderlich. 

Verbandsgemeindeverwaltung Bellheim 

Bauabteilung 

Schubertstraße 18 

76756 Bellheim 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 07272 / 7008-401 ist erforderlich. 

Verbandsgemeindeverwaltung Dannstadt-Schauernheim 

Am Rathausplatz 1 

67125 Dannstadt-Schauernheim 

Auslegung im Foyer im Erdgeschoss 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 06231 / 401-132 oder 06231 / 401-

130 oder 

06231 / 401-131 ist erforderlich. 



78 
 
 

Verbandsgemeindeverwaltung Edenkoben 

Poststraße 23 

67480 Edenkoben 

Raum-Nr. 211 

Öffnungszeiten: Mo., Mi. und Fr. 8:30 bis 12:00 Uhr, Di. 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr und 

14:00 Uhr bis 16:00 Uhr, Do. 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 06323 / 959-116 ist erforderlich. 

Verbandsgemeindeverwaltung Hagenbach 

Ludwigstraße 20 

76767 Hagenbach 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 07273 / 9410-40 ist erforderlich. 

Verbandsgemeindeverwaltung Jockgrim 

Untere Buchstraße 22 

76751 Jockgrim 

Raum-Nr. 214 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 07271 / 599-150 ist erforderlich. 

Verbandsgemeindeverwaltung Lambsheim-Heßheim 

Hauptstraße 14 

67258 Heßheim 

Raum-Nr. 307 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 06233 / 3791-200 oder 06233 / 

3791-203 ist erforderlich. 

Verbandsgemeindeverwaltung Lingenfeld 

Hauptstraße 60 

67360 Lingenfeld 

Raum-Nr. 301 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 06344 / 509-245 oder 06344 / 509-

247 ist erforderlich. 

Verbandsgemeindeverwaltung Maxdorf 

Hauptstraße 79 

67133 Maxdorf 

Raum-Nr. 101 

Öffnungszeiten: Mo. bis Mi. 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 14:00 bis 16:00 Uhr, 

Do. 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr, Fr. 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 06237 / 401-163 ist erforderlich. 
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Verbandsgemeindeverwaltung Rülzheim 

Am Deutschordensplatz 1 

76761 Rülzheim 

Raum-Nr. 11 (Deutschordenshaus) 

Eine vorherige telefonische Anmeldung unter 07272 / 7002-1072 ist erforderlich. 

Einwendungen, Äußerungen und Fragen von Betroffenen sowie Stellungnahmen 

und Einwendungen von anerkannten Vereinigungen: 

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis zu sechs 

Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist – also bis einschließlich 21.04.2021 – 

schriftlich oder zur Niederschrift Einwendungen gegen den Plan erheben oder 

sich zum Vorhaben und dessen Umweltauswirkungen äußern, und zwar bei der 

Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Stresemannstraße 3-5, 56068 Koblenz, 

oder bei den oben genannten Gemeinde-, Stadt-, und Verbandsgemeinde-

verwaltungen. Vereinigungen, die aufgrund einer gesetzlich begründeten 

Anerkennung befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung 

gegen den Planfeststellungsbeschluss einzulegen (z.B. anerkannte Vereinigungen 

gemäß § 3 des Gesetzes über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in 

Umweltangelegenheiten nach der EG-Richtlinie 2003/35/EG [Umwelt-

Rechtsbehelfsgesetz – UmwRG] in der Neufassung der Bekanntmachung vom 

23.08.2017 [BGBl. I S. 3290], zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 

17.12.2018 [BGBl. I S. 2549]) wird bis zu sechs Wochen nach Ablauf der 

Auslegungsfrist – also bis einschließlich 21.04.2021 – Gelegenheit zur 

Stellungnahme oder zur Erhebung von Einwendungen bei der Struktur- und 

Genehmigungsdirektion Nord oder den oben genannten Gemeinde-, Stadt-, und 

Verbandsgemeindeverwaltungen gegeben. 

Mit Ablauf der Äußerungsfrist sind für das Planfeststellungsverfahren Äußerungen 

und Stellungnahmen sowie alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf 

besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (formelle Präklusion). Äußerungsfrist 

und formelle Präklusion gelten auch für Einwendungen, die sich nicht auf die 

Umweltauswirkungen des Vorhabens beziehen. 

Einwendungen sollen neben dem leserlichen Vor- und Familiennamen auch die 

volle leserliche Anschrift des Einwenders/der Einwenderin enthalten. Eine 

Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner 

Beeinträchtigung erkennen lassen. Um Angabe des Aktenzeichens 21a-7.110-

022-2018 wird gebeten. Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf 

Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter, gleichlautender 

Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer 

Unterschrift versehenen Seite eine Unterzeichnerin/ein Unterzeichner mit Namen, 
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Beruf und Anschrift als Vertreter/in der übrigen Unterzeichner/innen zu 

bezeichnen. Vertreter/in kann nur eine natürliche Person sein. Sofern eine 

gleichförmige Eingabe den vorgenannten Anforderungen nicht entspricht, kann 

sie unberücksichtigt bleiben. Will die Behörde so verfahren, ist dies öffentlich 

bekanntzumachen (§§ 72 Abs. 2 und 17 Abs. 2 VwVfG). Endet die 

Vertretungsmacht des Vertreters, so kann die Behörde die nicht mehr Vertretenen 

auffordern, innerhalb einer angemessenen Frist einen gemeinsamen Vertreter zu 

bestellen. Sind mehr als 50 Personen aufzufordern, so kann die Behörde die 

Aufforderung öffentlich bekannt machen. Wird der Aufforderung nicht fristgemäß 

entsprochen, so kann die Behörde von Amts wegen einen gemeinsamen 

Vertreter bestellen (§§ 72 Abs. 2 und 17 Abs. 4 VwVfG). Die Einwendungen 

werden der Antragstellerin zur Stellungnahme übersandt. Auf Verlangen der 

Einwenderin/des Einwenders werden deren/dessen Name und Anschrift 

unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhaltes der 

Einwendung erforderlich sind. 

Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die 

Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung der Entscheidung 

(Planfeststellungsbeschluss) an Einwender und anerkannte Vereinigungen kann 

durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 

50 Zustellungen an Einwender und anerkannte Vereinigungen vorzunehmen sind 

(§ 74 Abs. 5 VwVfG). 

Bei der Anhörungsbehörde oder den oben genannten Gemeinde-, Stadt- und 

Verbandsgemeindeverwaltungen können innerhalb der Äußerungsfrist Fragen 

zum Vorhaben eingereicht werden. 

Beschreibung des Vorhabens: 

Das Vorhaben umfasst insbesondere folgende Maßnahmen: 

1. Änderung und Betrieb der 220-/380-kV-Höchstspannungsfreileitung Bürstadt – 

BASF W 210 (Bl. 4542), Abschnitt Landesgrenze Hessen/Rheinland-Pfalz – Punkt 

(Pkt.) Roxheim (Anfangspunkt ist die Landesgrenze (Rhein) auf Flurstück Nr. 85, 

Flur 31, Gemarkung Worms; Endpunkt ist der geplante Mast Nr. 1022 auf 

Flurstück 1062, Gemarkung Mörsch; Länge des Abschnitts: 4,8 km); folgende 

Maßnahmen sind hier geplant: 

a. Spannungsumstellung eines 220-kV-Stromkreises auf den Traversen I und II 

auf 380-kV-Betrieb, 

b. Umbeseilung der beiden Stromkreise auf den Traversen I und II auf 380-kV-

Hochtemperaturleiterseile, 
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c. Umstellung auf Hochtemperaturbetrieb (max. Betriebstemperatur bis 150° 

C) für beide dann mit einer Nennspannung von 380 kV betriebenen 

Stromkreise auf den Traversen I und II, 

d. Umbeseilung eines 220-kV-Stromkreises auf Traverse III von 2er-

Bündelleitern auf 4er-Bündelleiter im Abschnitt von Mast Nr. 12 bis Mast Nr. 

21A (Länge 3,5 km), 

e. Neubau der Masten Nr. 21A (Flurstück Nr. 1025, Gemarkung Mörsch) und 

Nr. 1022 (Flurstück Nr. 1062, Gemarkung Mörsch) und 

f. Demontage des Mastes Nr. 22 als notwendige Folgemaßnahme. 

2. Änderung und Betrieb der 220-/380-kV-Höchstspannungsfreileitung Pkt. 

Roxheim – Otterbach (Bl. 4532), Abschnitt Pkt. Roxheim – Umspannanlage 

(UA) Lambsheim (Anfangspunkte sind Mast Nr. 21A [Bl. 4542] und Mast Nr. 1022 

[Bl. 4542] auf den Flurstücken Nr. 1025 und Nr. 1062, Gemarkung Mörsch; 

Endpunkte sind die Portale P001 und P002 der UA Lambsheim auf Flurstück Nr. 

1904, Lambsheim; Länge des Abschnitts: 9,5 km); folgende Maßnahmen sind 

hier geplant: 

a. Spannungsumstellung eines 220-kV-Stromkreises auf den Traversen I und II 

auf 380-kV-Betrieb, 

b. Umbeseilung der beiden Stromkreise auf den Traversen I und II auf 380-kV-

Hochtemperaturleiterseile und 

c. Umstellung auf Hochtemperaturbetrieb (max. Betriebstemperatur 150° C) 

für beide dann mit einer Nennspannung von 380 kV betriebenen 

Stromkreise auf den Traversen I und II. 

3. Änderung und Betrieb der 220-/380-kV-Höchstspannungsfreileitung Pkt. 

Lambsheim – Abzweig Mutterstadt (Bl. 4557), Abschnitt UA Lambsheim – 

Abzweig Mutterstadt (Anfangspunkte sind die Portale P002 und P003 der UA 

Lambsheim auf den Flurstücken Nr. 1901 und Nr. 1899/1, Gemarkung 

Lambsheim; Endpunkt ist Mast Nr. 1 der Bl. 4567 auf Flurstück Nr. 2837/2, 

Gemarkung Dannstadt; Länge des Abschnitts: 13,5 km); folgende 

Maßnahmen sind hier geplant: 

a. Spannungsumstellung eines 220-kV-Stromkreises auf den Traversen I und II 

auf 380-kV-Betrieb, 

b. Umbeseilung der beiden Stromkreise auf den Traversen I und II auf 380-kV-

Hochtemperaturleiterseile und 

c. Umstellung auf Hochtemperaturbetrieb (max. Betriebstemperatur 150° C) 

für beide dann mit einer Nennspannung von 380 kV betriebenen 

Stromkreise auf den Traversen I und II. 

4. Änderung und Betrieb der 220-/380-kV-Höchstspannungsfreileitung 

Mutterstadt – Maximiliansau (Bl. 4567), Abschnitt Abzweig Mutterstadt – UA 
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Maximiliansau (Anfangspunkt ist Mast Nr. 1 auf Flurstück Nr. 2837/2, 

Gemarkung Dannstadt; Endpunkte sind die Portale P005 und P006 auf 

Flurstück Nr. 3221/1, Gemarkung Maximiliansau; Länge des Abschnitts: 45,6 

km); folgende Maßnahmen sind hier geplant: 

a. Spannungsumstellung eines 220-kV-Stromkreises auf den Traversen I und II 

auf 380-kV-Betrieb, 

b. Umbeseilung der beiden Stromkreise auf den Traversen I und II auf 380-kV-

Hochtemperaturleiterseile, 

c. Umstellung auf Hochtemperaturbetrieb (max. Betriebstemperatur 150° C) 

für beide dann mit einer Nennspannung von 380 kV betriebenen 

Stromkreise auf den Traversen I und II, 

d. Umbeseilung eines 220-kV-Stromkreises auf Traverse III von 2er-

Bündelleitern auf 4er-Bündelleiter im Abschnitt von Mast Nr. 16 bis Mast Nr. 

21 (Länge: 2,1 km) sowie im Abschnitt von Mast Nr. 171 bis Mast Nr. 176 

(Länge: 2,0 km), 

e. Umbeseilung von 2er-Bündelleitern für den konventionellen Betrieb auf 

Hochtemperaturleiterseile (2er-Bündelleiter; max. Betriebstemperatur 150° 

C) und Umstellung auf Hochtemperaturbetrieb für einen 220-kV-

Stromkreise auf Traverse III im Abschnitt von Mast Nr. 136 bis Mast Nr. 141 

(Länge: 1,6 km), 

f. Neubau der Masten Nr. 1177 (Flurstücke Nr. 3058/3 und 3059, Gemarkung 

Maximiliansau), Nr. 178 (Flurstücke Nr. 3082 und Nr. 3083, Gemarkung 

Maximiliansau) und Nr. 179 (Flurstücke Nr. 3198 und Nr. 3199, Gemarkung 

Maximiliansau), 

g. Zubeseilung und Betrieb eines 220-kV-Stromkreises im Abschnitt von Mast 

Nr. 1177 bis Mast Nr. 1 der 220-/380-kV-Höchstspannungsfreileitung 

Maximiliansau – Daxlanden (Bl. 4568); Länge: 0,3 km und 

h. Demontage der Masten Nr. 176A und Nr. 177 als notwendige 

Folgemaßnahme. 

5. Demontage des Mastes Nr. 1A der 220-/380-kV-Höchstspannungsfreileitung 

Maximiliansau – Daxlanden (Bl. 4568) als notwendige Folgemaßnahme. 

Neben den unter den Ziffern 1 bis 5 aufgeführten Planungen sind alle mit dem 

Vorhaben in Zusammenhang stehenden Maßnahmen, die zur Errichtung, zum 

Betrieb und zur Unterhaltung der Leitungen notwendig sind, Gegenstand des 

Antrags (z.B. die Änderung und Anbindung angrenzender Leitungen, die 

Sicherung und Nutzung von Zuwegungen und Arbeitsflächen, die Ausweisung 

von Freileitungsschutzstreifen, die Errichtung und der Betrieb notwendiger 

provisorischer Leitungsverbindungen sowie notwendige Folgemaßnahmen an 

anderen Anlagen [insbesondere Rückbaumaßnahmen an bestehenden 
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Freileitungen, Rückbau von Freileitungsprovisorien, Herstellung und temporärer 

Betrieb von Baueinsatzkabeln]). 

Das Vorhaben befindet sich auf dem Gebiet folgender Kommunen: 

• Kreisfreie Stadt Frankenthal 

• Kreisfreie Stadt Ludwigshafen am Rhein 

• Kreisfreie Stadt Neustadt an der Weinstraße 

• Kreisfreie Stadt Worms 

• Landkreis Bad-Dürkheim: 

o Verbandsfreie Gemeinde Haßloch 

• Landkreis Germersheim 

o Stadt Wörth am Rhein 

o Verbandsgemeinde Bellheim: Ortsgemeinde Bellheim 

o Verbandsgemeinde Hagenbach: Stadt Hagenbach 

o Verbandsgemeinde Jockgrim: Ortsgemeinden Jockgrim und 

Rheinzabern 

o Verbandsgemeinde Lingenfeld: Ortsgemeinden Freisbach, Lustadt, 

Weingarten (Pfalz) und Westheim (Pfalz) 

o Verbandsgemeinde Rülzheim: Ortsgemeinden Hördt, Kuhardt, 

Leimersheim und Rülzheim 

• Landkreis Rhein-Pfalz-Kreis: 

o Stadt Schifferstadt 

o Verbandsfreie Gemeinde Bobenheim-Roxheim 

o Verbandsfreie Gemeinde Böhl-Iggelheim 

o Verbandsfreie Gemeinde Mutterstadt 

o Verbandsgemeinde Dannstadt-Schauernheim: Ortsgemeinde 

Dannstadt-Schauernheim 

o Verbandsgemeinde Lambsheim-Heßheim: Ortsgemeinden 

Beindersheim, Heßheim und Lambsdorf 

o Verbandsgemeinde Maxdorf: Ortsgemeinden Fußgönnheim und 

Maxdorf 

• Landkreis Südliche Weinstraße: 

o Verbandsgemeinde Edenkoben: Ortsgemeinde Gommersheim 

  



84 
 
 

Erörterungstermin / Online-Konsultation: 

Nach § 73 Abs. 6 Satz 1 VwVfG hat die Anhörungsbehörde die rechtzeitig 

erhobenen Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von 

Vereinigungen im Sinne des § 73 Absatz 4 Satz 5 VwVfG sowie die zum Plan 

abgegebenen Stellungnahmen von Behörden mit der Vorhabenträgerin, den 

Behörden, den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen erhoben oder 

Stellungnahmen abgegeben haben, mündlich zu erörtern. Der Erörterungstermin 

wird ortsüblich bekanntgemacht. Personen und Vereinigungen, die 

Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, können vom 

Termin durch öffentliche Bekanntmachung benachrichtigt werden, wenn mehr 

als 50 Benachrichtigungen oder Zustellungen vorzunehmen sind (§ 73 Abs. 6 Satz 

4 VwVfG). Beim Erörterungstermin ist die Vertretung durch einen Bevollmächtigten 

möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht 

nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist. Bei 

Ausbleiben eines Beteiligten im Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt 

werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins 

beendet. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 

Aufgrund der Corona-Pandemie ist derzeit unklar, ob ein Erörterungstermin mit 

einer Vielzahl von Teilnehmern umsetzbar sein wird. Sofern der 

Bundesgesetzgeber die Geltungsdauer des Planungssicherstellungsgesetzes über 

den 31.03.2021 hinaus verlängert, wird die Anhörungs- und 

Planfeststellungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen darüber entscheiden, 

ob der Erörterungstermin durch eine Online-Konsultation ersetzt wird (§ 1 Nr. 9 und 

§ 5 Abs. 2 bis 4 PlanSiG). Die ersatzweise Durchführung einer Online-Konsultation 

würde ortsüblich bekannt gemacht. Die zur Teilnahme Berechtigten werden in 

diesem Fall über die Durchführung der ersatzweisen Online-Konsultation 

benachrichtigt. Sind außer der Benachrichtigung der Behörden und des Trägers 

des Vorhabens mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können diese 

Benachrichtigungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden (§ 5 Abs. 

3 PlanSiG i.V.m. § 73 Abs. 6 Satz 2 bis 4 VwVfG). 

Kosten: 

Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen, 

Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertretungsbestellung entstehende Kosten 

werden nicht erstattet. 
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Veränderungssperre und Vorkaufsrecht: 

Mit Beginn der Auslegung des Planes tritt die Veränderungssperre des § 44a EnWG 

in Kraft. Auf den vom Plan betroffenen Flächen, wie sie in den Anlagen 7, 8, 7 FBV 

und 8 FBV der Planunterlagen bezeichnet sind, dürfen bis zu ihrer 

Inanspruchnahme keine wesentlich wertsteigernden oder die geplanten 

Baumaßnahmen erheblich erschwerenden Veränderungen vorgenommen 

werden. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt der Vorhabenträgerin ein 

Vorkaufsrecht an diesen Flächen zu (§ 44a Abs. 3 EnWG). 

Umweltverträglichkeitsprüfung: 

Auf der Grundlage der §§ 5, 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 4 sowie 7 Abs. 3 des 

Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung vom 

24.02.2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Art. 117 der Verordnung vom 

19.06.2020 (BGBl. I S. 1328), besteht für das Vorhaben die Pflicht zur Durchführung 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung, da die Vorhabenträgerin die Durchführung 

einer solchen beantragt hat und die Planfeststellungsbehörde dieses Vorgehen 

als zweckmäßig erachtet. Die Größen- und Leistungswerte des Vorhabens 

überschreiten erneut die Werte aus Ziffer 19.1.1 der Anlage 1 zum UVPG. 

Die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen ist gleichzeitig die 

Einbeziehung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens 

nach § 18 Abs. 1 UVPG. In den Planunterlagen ist ein UVP-Bericht (§ 16 UVPG) 

enthalten. Die Planunterlagen beinhalten insbesondere folgende Unterlagen: 

einen Erläuterungsbericht zum Vorhaben, Übersichtspläne, Schemazeichnungen 

der Masten, Masttabellen, Prinzipzeichnungen der Fundamente, 

Fundamenttabellen, Lagepläne (meist im Maßstab 1:2.000 [inkl. Lagepläne zum 

Flurbereinigungsverfahren]), Leitungsrechtsregister (= Verzeichnisse der 

betroffenen Grundstücke mit Flächenangaben zum Umfang der geplanten 

Inanspruchnahme [inkl. Leitungsrechtsregister zum Flurbereinigungsverfahren]), 

Kreuzungsverzeichnisse, Nachweise über die Einhaltung der magnetischen und 

elektrischen Feldstärkewerte gemäß 26. BImSchV, eine Geräuschprognose zu 

Schallemissionen und -immissionen, einen Messbericht zur Vorbelastung durch 

Geräuschimmissionen, eine Erklärung der Antragstellerin zur Einhaltung der 

technischen Anforderungen an die Anlage, einen UVP-Bericht (enthalten sind 

unter anderem: eine Bewertung des Kollisionsrisikos für anfluggefährdete 

Vogelarten, Natura-2000-Vorstudien und Verträglichkeitsstudien [FFH- und 

Vogelschutzgebiete]), ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, ein 

Landschaftspflegerischer Begleitplan (Fachbeitrag Naturschutz), 

Antragsunterlagen nach Naturschutzrecht, Antragsunterlagen nach Wasserrecht. 
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Der Plan enthält außerdem die folgenden entscheidungserheblichen Berichte 

und Empfehlungen im Sinne des § 19 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UVPG: Raumordnerische 

Voreinschätzung der Ingenieur- und Planungsbüro Lange GbR vom 28.08.2018 

nebst Übersichtsplan, Stellungnahme der oberen Landesplanungsbehörde der 

Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd vom 13.09.2018, Scopingunterlage zum 

Planfeststellungsverfahren der Ingenieur- und Planungsbüro Lange GbR vom 

28.09.2019 nebst Übersichtsplan zum Trassenverlauf, Protokoll zum Scopingtermin 

(Besprechung im Sinne des § 15 Abs. 3 UVPG) vom 12.12.2018, Gebietskulisse 

Naturschutz (Kartenmaterial), Kartierkonzept zum Planfeststellungsverfahren nebst 

Blattschnitt-Übersichtsplan und Übersichtsplänen, Entscheidung gemäß § 15 Abs. 

1 UVPG der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord vom 07.03.2019 

(Unterrichtung über den Untersuchungsrahmen zur 

Umweltverträglichkeitsprüfung), Stellungnahme der unteren Wasser- und 

Bodenschutzbehörde der Kreisverwaltung des Rhein-Pfalz-Kreises vom 11.12.2018, 

Stellungnahme der Bauabteilung (Tiefbau) der Verbandsgemeindeverwaltung 

Rülzheim vom 29.11.2018, Stellungnahme der Abteilung Umweltschutz und 

Landwirtschaft der Stadtverwaltung Worms vom 05.12.2018, Stellungnahme der 

Staatlichen Vogelschutzwarte für Hessen, Rheinland-Pfalz und das Saarland vom 

30.11.2018, Stellungnahme der Direktion Landesarchäologie (Erdgeschichte) der 

Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz vom 19.11.2018, Stellungnahme 

der oberen Naturschutzbehörde der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd 

vom 06.12.2018, Stellungnahme der Regionalstelle Wasserwirtschaft, 

Abfallwirtschaft, Bodenschutz Mainz der Struktur- und Genehmigungsdirektion 

Süd vom 12.12.2018, Stellungnahme der Direktion Landesarchäologie 

(Außenstelle Speyer) der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz vom 

28.11.2018. 

Rechtsgrundlagen: 

Das Planfeststellungsverfahren wird aufgrund folgender Rechtsvorschriften 

durchgeführt: § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 sowie Abs. 4 und 5 EnWG in Verbindung mit 

den §§ 43a ff. des Gesetzes über die Elektrizitäts- und Gasversorgung 

(Energiewirtschaftsgesetz – EnWG) vom 07.07.2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), zuletzt 

geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.12.2020 (BGBl. I S. 2682), in 

Verbindung mit § 1 Abs. 1 und § 4 Landesverwaltungsverfahrensgesetz Rheinland-

Pfalz (LVwVfG) vom 23.12.1976 (GVBl. S. 308), zuletzt geändert durch § 48 des 

Gesetzes vom 22.12.2015 (GVBl. S. 487), in Verbindung mit den §§ 72 bis 77 des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) in der Fassung vom 23.01.2003 (BGBl. I 

S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 5 Abs. 25 des Gesetzes vom 21.06.2019 

(BGBl. I S. 846), in Verbindung mit den §§ 1 bis 6 des Gesetzes zur Sicherstellung 
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ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-

19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz [PlanSiG]) vom 20.05.2020 (BGBl. I 

S. 1041). 

Koblenz, den 11.01.2021 

Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord 

Im Auftrag 

Thomas Gottschling 

- Regierungsdirektor – 

 

 

 
 

 


